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�‡Dezentraler Staatsaufbau als Erfolgsfaktor?!

1. �&�‚�����Œ���o�]�•�u�µ�•���B���&�‚�����Œ���o�]�•�u�µ�•
2. Fallstudie Schweiz
3. Zentrale Herausforderung: Stärkung des Haftungsprinzips
4. Gegenargumente?
5. ���}�[�•und ���}�v�[�š�•
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Föderalismus und Dezentralisierung
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Fragmentierung Dezentralisierung

Steuerwettbewerb Transferzahlungen

Anzahl und Grösse 
subnationaler 

Gebietskörperschaften

Verteilung von Aufgaben und 
Zuständigkeiten nach 

Subsidiarität

Ausmass an subnationaler 
Autonomie und zwischen-
staatlichem Wettbewerb

Grad an 
zwischenstaatlicher Solidarität



Föderalismus und staatliches Handeln
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Bisherige Erkenntnisse Föderalismusforschung

�‡Literatur zeigt, Föderalismus kann günstigen Einfluss auf staatliches 
Handeln haben
�‡ Öffentliche Finanzen

F. reduziert Defizite, Verschuldung; führt oft zu Verschiebungen innerhalb 
Ausgaben- und Einnahmestruktur; F. dämpft Staatsquote

�‡ Kein eindeutiges Bild zur Umverteilung
�‡ «Weiche» Standortfaktoren

Positiver Zusammenhang zwischen F. und Lebenszufriedenheit
�‡ Soziale Normen

Positiver Zusammenhang zwischen F. und Steuerehrlichkeit, negativer Effekt 
von F. auf Schattenwirtschaft

�¾Aber: Resultate von länderspezifischen Faktoren abhängig

Referat Fachgruppe für kantonale Finanazfragen 6
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Fallstudie Schweiz: 
10 Jahre nach der grossen
Föderalismusreform �±eine 
Bestandesaufnahme



Elemente & Grundsätze der NFA

�‡ 2008: Neugestaltung des Finanzausgleichs undder Aufgabenteilung 
zwischen Bund und Kantonen (NFA) 

�‡ Resultat des allgemein anerkannten Reformbedarfs des Beziehungsgeflechts 
zwischen Bund und Kantonen 

�‡ Eliminierung zweckgebundener Ausgleichszahlungen im neu auch horizontalen 
Finanzausgleich

�‡ Stärkung der Kantonskompetenzen

�‡ Im öffentlichen (wie politischen) Diskurs einseitiger Fokus auf 
Zahlungsströme innerhalb des Ressourcenausgleichs

�‡ Aufgabenteilung ebenfalls Verfassungsauftrag �ÆSubsidiarität (Art 5a BV)
�¾ Aus ökonomischer Sicht: Prinzip der fiskalischen Äquivalenz
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Fiskalische Äquivalenz

�¾ Haftungsprinzip: Entscheidung, Bereitstellung und Finanzierung einer 
staatlichen Leistung sollen in der gleichen Verantwortung verbleiben. 

�¾ Achtung Missverständnis: Spillovers an externe Nutzniesser (Freerider) sind 
selten problematisch, da bei Klubgütern Verträge abgeschlossen werden 
können. 

�¾ Entscheidend: Zuteilung der Kompetenzen
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Ist die fiskalische Äquivalenz gewährleistet?

Quelle: Eidgenössische Finanzverwaltung (2016)
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Anziehungskraft des grössten Etats
Schleichende Zentralisierung

�‡ Zentralstaat: selbstverstärkender Prozess des
Ausbaus der Kompetenzen

�‡ Subventionierung der Gliedstaaten durch 
Verbundaufgaben

�‡ Verdrängungseffekt durch zentralstaatlicher
Finanzbedarf

�¾�W�}�‰�]�š�Ì�[�•���Z���•Gesetz: Erosion der gliedstaatlichen 
Finanzautonomie wegen (nicht trotz) der Gliedstaaten

�¾Gefahr der «Politikverflechtungsfalle» (Fritz Scharpf): politische 
Blockaden, Kompetenzstreitigkeiten, ineffiziente Aufgabenerfüllung
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Ist die fiskalische Äquivalenz gewährleistet?
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Quelle: Schaltegger, Winistörfer & Fässler (2017)

�ƒ 115 
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sierungen

�ƒ Eine (!)  
Dezentrali-
sierung (NFA)

�¾ Einhalt gegen 
schleichende 
Zentralisierung 
nicht erkennbar
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Beispiel für schädliche Verflechtungen
Ergänzungsleistungen zu Sozialversicherungen des Bundes (AHV/IV) 

Konferenz �t Verwaltung im digitalen Zeitalter 13

Existenzsicherung

Krankheits- und 
Behinderungskosten

Heim- und 
Pflegekosten

aktueller 
Stand

F
in

an
zi

er
un

g

S
te

ue
ru

ngBund

Kantone
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Hat die NFA die Kantone «gestärkt»?

�¾Fiskalische Äquivalenz wird vor wie nach NFA im Durchschnitt zu rund 70% 
erfüllt.
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Zweckfreie Transfers nicht autonomiestärkend

FDP-Nationalrat und späterer Bundesrat Ernst Wetter 

«Die steuerliche Zentralisation führt eine politische
Zentralisation nach sich und untergräbt damit das
Fundament des föderativen Staates. �€�Y�•���^�}��ist es
auch bei uns gegangen: Der Bund brauchte neue
Einnahmen, er brauchte neue Steuern. Die Kantone
haben sich zuerst dagegen gesperrt, die haben das
Gefühl gehabt, jetzt greife man in etwas hinein, das ihnen gehört. 
Deshalb haben sie vom Bund eine Entschädigung verlangt. Sie 
haben gleichsam eine Verzichtsprovisionfür sich ausbedungen. Sie 
haben sich mit einem Anteil�t entschuldigen Sie das Wort �t
bestechen lassen.»
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Was müsste eine weitere 
Aufgabenreform 
beinhalten? 



Erster Schritt: Neuerliche Entflechtungsübung
Konsequente Entflechtung betrifft Ausgabenseite�Y

�‡ Aufgaben gehen mit Leistungserfüllung, Finanzierung und Angebotssteuerung 
einher.

�‡ Aufgaben des Bundes sollten neu zugeteilt werden. Daraus abgeleitet ergibt sich 
der Finanzbedarf.

�Y�Á�]����Einnahmenseite
�‡ Problem der vertikalen fiskalischen Externalitäten beheben

�‡ Konkurrierende Besteuerungskompetenzen zwischen Bund und Kantonen bei 
Einkommen und Gewinn führen zu einer Übernutzung der Steuergrundlage. 
�� Trennsystem war bereits Ende 1940er-Jahre angedacht, mit dem Ziel «nach einer 

zweckmässigen Abgrenzung der Aufgabenbereiche und der Einnahmequellen zwischen Bund 
und Kantonen zu trachten»
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Zweiter Schritt: Absicherung der Entflechtung

Institutionelle Absicherungen:
�‡ Verankerung des Subsidiaritätsprinzips (Art. 5a BV) als justiziabler Grundsatz.

�‡ Einbau von «Zentralisierungsbremsen», z.B. durch eine eingeschränkte 
Verfassungsgerichtsbarkeit (Bundesgesetze werden auf Verstösse gegen 
verfassungsmässig garantierte Zuständigkeiten der Kantone überprüft).

�‡ Ausbau direktdemokratischer Instrumente, etwa Einführung des 
Finanzreferendums oder Ständemehr bei fakultativem Referendum.
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Argumente gegen die 
konsequente Durchsetzung 
der fiskalischen Äquivalenz



Ruinöser Steuerwettbewerb
«Weitreichende kantonale Einnahmeautonomie resultiert in einem raceto
the bottom». 

�‡Fiskalische Mechanismen auf Bundesebene bieten 
«Versicherungsschutz»
�� Sozialversicherungen (AHV), Arbeitslosenversicherung (ALV), Einkommensteuer auf Bundesebene 

(DBSt), Finanzausgleich (FA)

�‡«Langfristige kantonale Einkommen von einem Franken unter 
nationalen Durschnitt werden durch fiskalische Mechanismen auf 80 
Rappen (unter dem nationalen Durchschnitt) reduziert.»

Konferenz �t Verwaltung im digitalen Zeitalter 20

0 5 10 15 20

Umverteilung in %

FA DBSt ALV AHV Quelle: Feld, Schaltegger et al. (2017)



Ruinöser Steuerwettbewerb

«Weitreichende kantonale Einnahmeautonomie resultiert in einem raceto
the bottom beim Sozialstaat». 

�‡Folge wäre höhere Ungleichheit, was für die CH jedoch nicht der Fall ist
�� Ungleichverteilung der Einkommen wird durch Föderalismus reduziert, was auch 

Umverteilungsbedarf reduziert (Feld, Schaltegger et al. 2017)

�‡Aber: War die Abschaffung des Heimatortsprinzip sinnvoll?

�‡Transferwettbewerb als Treiber sozialer Segregation?
�‡ Vgl. auch Anreizeffekte im Finanzausgleich

�‡Langfristige Finanzierung der Sozialkosten in Kernstädten?
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Ineffiziente territoriale Struktur

«Zunehmende Skalenerträge und Verbundvorteile können in Zeiten der 
Globalisierung nur durch die Fusion (der Kantone) zu funktionalen 
Räumen effizient ausgenützt werden.»

�‡Optimale Grösse schwierig zu eruieren und wenig relevant

�‡Für jede öffentliche Aufgabe gibt es eigene optimale Grösse

�‡Skaleneffekte lassen sich im Prozess von Verhandlungen mit anderen 
Gliedstaaten erreichen
�‡ Gilt immer dann, wenn Gliedstaaten Klubgüter anbieten, d.h. wenn 

Eigentumsrechte potentiell durch Zutrittskontrolle durchsetzbar sind

�‡Entscheidend sind Kompetenzen der Kantone, um eigenständige Politik 
zu machen und gegenüber Bürgern zu verantworten
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Föderalismus im 21. 
Jahrhundert: �'�R�µ�V& �'�R�Q�µ�W�V



�'�R�µ�V
�‡Hinreichende Autonomie der Gliedstaaten bei Einnahme-und 

Ausgabengestaltung 

�‡Kompetenzzuordnung anhand des Prinzips der fiskalischen Äquivalenz 
und der Subsidiarität

�‡Hinreichender Fragmentierungsgrad für Vergleichbarkeit

�‡Vertikale wie horizontale Solidarität durch Finanzausgleichssystem 
unter Beibehaltung von Anreizen zu Pflege der Steuerbasis

�‡Einhaltung einer «no-bailout»-Mentalität (moralisches Risiko)

�‡Akkommodierende Institutionen des Zentralstaates zur Stabilisierung 
und Risikostreuung
�� bspw. Sozialversicherungen, Arbeitslosenversicherung, Ausgleichsystem
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�'�R�Q�µ�W�V

�‡Keine Vergemeinschaftung durch Verbundaufgaben und 
Verbundfinanzierungen
�� Anreiz der Gliedstaaten Kompetenzen gegen Entschädigung zu tauschen 

vermindern 

�‡Keine Regulierung ohne Finanzierung
�� Vierte Staatsebene (zwischen Zentral- und Gliedstaaten) ohne demokratische 

Kontrolle verhindern

�‡Keine Finanzierung ohne Kompetenz

�‡Keine Gebietszusammenlegung ohne Bedürfnisnachweis
�� CH: Gemeindefusionen haben keinen Spareffekt zur Folge (Studerus 2017)
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Beispiele der 
Dezentralisierung in Europa

Georg Keuschnigg und Christoph Schramek

www.foederalismus.at



Hintergründe

�‡Allgemeiner Trend in Europa: Urbanisierung einerseits, Ausdünnung peripherer 
Regionen andererseits.

�‡Ausbildung und Berufsaussichten ziehen vor allem junge Menschen in die Städte.

�‡Folgen: 
o �c�<���Z�o�•���Z�o���P�^���‚�Œ�š�o�]���Z���Œ���/�v�(�Œ���•�š�Œ�µ�l�š�µ�Œ���v�X
o Pessimistischere Grundhaltung in der ländlichen Bevölkerung.

�‡ Ein möglicher Ansatz: Ansiedelung von Behörden und Verwaltungseinrichtungen in Regionen 
�~�•�]���Z�������š�Á���������v���^���Z�Á���Œ�‰�µ�v�l�š���ì�í���€�c�����Ì���v�š�Œ���o�����s���Œ�Á���o�š�µ�v�P�^�•�������•���D���•�š���Œ�‰�o���v�•���(�º�Œ�������v���o���v���o�]���Z���v��
Raum)

www.foederalismus.at



Dezentralisierung in Österreich

Forschungsschwerpunkt des Instituts für Föderalismus

�‡ �î�ì�í�ñ�W���^�š�µ���]�����c�����Œ�����µ�v�����µ�v�����•���]�v�������]���v�•�š�•�š���o�o���v�^
Von 68 Bundeseinrichtungen befinden sich 65 in Wien.

�‡ �î�ì�í�ó�W���^�š�µ���]�����c�����Ì���v�š�Œ���o�]�•�]���Œ�µ�v�P�•�‰�}�š���v�Ì�]���o�����]�v�������Œ�����µ�v�����•�À���Œ�Á���o�š�µ�v�P�^
35.000 Verwaltungsbedienstete, die für eine Verlagerung in Frage 
kommen.
Empfehlung: In zehn Jahren zehn Prozent davon dezentralisieren.

�‡ �î�ì�í�ó�W���^�š�µ���]���W���c�<�Œ�]�š���Œ�]���v���µ�v�����D�‚�P�o�]���Z�l���]�š���v�������Œ�������Ì���v�š�Œ���o�]�•�]���Œ�µ�v�P���]�v���d�]�Œ�}�o�^

�‡ �&�����Œ�µ���Œ���î�ì�í�ô�W���t���Œ�l�•�š���š�š�P���•�‰�Œ�����Z���c�����Ì���v�š�Œ���o�]�•�]���Œ�µ�v�P���]�v�����µ�Œ�}�‰�����tStrategien, 
�<�}�v�Ì���‰�š���U�����Œ�(���Z�Œ�µ�v�P���v�^

www.foederalismus.at



Dezentralisierung als neuer Trend?

�‡Österreich:
o ���Œ�����]�š�•�‰�Œ�}�P�Œ���u�u�������Œ�����µ�v�����•�Œ���P�]���Œ�µ�v�P���~�ckonsequente Umsetzung des 

�D���•�š���Œ�‰�o���v�•���b�o���v���o�]���Z���Œ���Z���µ�u�Z�^�•
o Niederösterreich: Dezentralisierungsoffensive 2018 bis 2022, Verlagerung von 

500 Arbeitsplätzen (erster Schritt)
o Salzburg: Verlagerung von 200 Arbeitsplätzen in den kommenden Jahren 

(erster Schritt) 
o Tirol: Erwähnung im neuen Regierungsprogramm

�‡Europaweit:
o Europäische Union
o Bayern, Dänemark, Finnland und Schweden
o Hessische Finanzverwaltung 
o Südtirol: Dezentralisierung von Verwaltungsaufgaben in Richtung der 

Gemeinden

www.foederalismus.at



Beispiel Europäische Union

�‡Vollziehung des Rechts der Europäischen Union ist in erster Linie 
dezentral organisiert.

�‡Unionsgesetzgeber hat in den letzten Jahren vermehrt selbständige 
Spezialeinrichtungen geschaffen, die Vollzugsaufgaben wahrnehmen:

die dezentralen Agenturen

o 45 Agenturen verteilt auf 33 Städte in 23 Ländern
o Erhöhen die Außenwirkung der Union in den Mitgliedstaaten
o Seit 2012: Gemeinsames Konzept für dezentrale Agenturen der Europäischen 

Union

www.foederalismus.at



Beispiel Bayern

�‡Start 2014 �t Bayerische Heimatstrategie

�‡Ausgangspunkt: Neue Staatszielbestimmung in der Verfassung des Freistaates 
�����Ç���Œ�v���~�c�'�o���]���Z�Á���Œ�š�]�P�����>�������v�•�������]�v�P�µ�v�P���v�^�•

�‡Fünf Bausteine: Strukturentwicklung, Breitbandausbau und E-Government, 
Nordbayern-Initiative, kommunaler Finanzausgleich, Behördenverlagerungen

�‡Ziel: Verlagerung von 50 Behörden mit 3.155 Personen (2.225 Beschäftigte, 930 
Studierende)

�‡35 Behörden und staatliche Einrichtungen mit insgesamt 409 Beschäftigten und 
170 Studierenden wurden bis September 2017 verlagert.

�‡Personalrahmenkonzept

www.foederalismus.at



33

Konzept 
Behördenverlagerungen

�‡3.155Personen

�‡davon

�‡2.225Beamte /

�‡Tarifbeschäftigte,

�‡930Studierende

+ 500 Studierende

+ 360 Studierende

+ 70 Studierende



Beispiel Steuerverwaltung
in Hessen

�‡Strukturreform der Hessischen Steuerverwaltung

�‡Erster Schritt 2018: Verlagerung von 200 Stellen; in 
Planung weitere 300 Stellen

�‡Neun statt bisher 28 regionale Finanzkassen

�‡�^�‰���Ì�]���o�]�•�]���Œ�µ�v�P�������Œ���c�o���v���o�]���Z���v���^�š���v���}�Œ�š���^�W��Bp. Ausbildung 
in Rotenburg an der Fulda, landw. Betriebsprüfung an 4 
Standorten, Grunderwerbssteuern in Lauterbach, 
Körperschaftssteuer an 3 Standorten, IT und elektronische 
Justizverwaltung in Hünfeld

www.foederalismus.at



Beispiel Dänemark

�‡Start Mitte 2015, Verlagerung von 3.900 
Arbeitsplätzen als Ziel (von ca. 32.000 staatlichen 
Arbeitsplätzen).

�‡Erste Welle: 2.546 Arbeitsplätze tatsächlich verlagert.
�‡Zweite Welle: Start Jänner 2018, Ziel Verlagerung 

weiterer 1.788 Arbeitsplätze.
�‡Betroffen sind sowohl ganze Institutionen als auch 

Teile von Dienststellen.

www.foederalismus.at
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Beispiel Dänemark



Beispiel Finnland

�‡Schlanke Zentralverwaltung (4.390 Mitarb.), zusätzlich 166 
Regierungsbehörden (72.026 Mitarb. �t Stand 2017)

�‡Ziel der Dezentralisierung wurde bereits mit Relocation Act 
2002 definiert

�‡Ziel der jetzigen Regierung: 4.500 Regierungsstellen verlagern

�‡Vorgabe an Ministerien: Gründungen und Reorganisationen 
dezentral ansiedeln

�‡Coordination Group for Relocationof State Functions bewertet 
und erarbeitet Empfehlungen

�‡In Bearbeitung: Food Agency und Finnish Courts Agency

www.foederalismus.at



Beispiel Schweden

�‡Schlanke Zentralverwaltung (4.800 Mitarb. 2008), 
allerdings 300 bis 350 sehr spezialisierte Behörden 
(230.000 Mitarb.)

�‡Zwei Wellen, zweite Welle im August 2017 
beschlossen

�‡Ziele: Bessere Präsenz des Staates, Stärkung der 
Regionen. Gesamt 2.000 Arbeitsplätze betroffen.

�‡Konzepterstellung: Statens Servicecenter

www.foederalismus.at



Zusammenfassung

�‡Es handelt sich meist um sehr junge Initiativen.

�‡Erste operative Erfahrungen liegen vor, allerdings noch keine 
Evaluierungen.

�‡Jeweils ähnliche Größenordnungen: Initiativen bewegen sich 
zwischen 3.000 und 5.000 Arbeitsplätzen, was in etwa 10 
Prozent der jeweiligen Verwaltung entspricht.

�‡Zwangsversetzungen sind nirgends vorgesehen.

�‡Nach ersten Informationen ziehen etwa 15 bis 20 Prozent der 
Mitarbeiter um.

�‡Es stellt allerdings durchwegs kein Problem dar, in den 
Zielregionen ausreichend qualifiziertes Personal zu finden.

www.foederalismus.at



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

www.foederalismus.at



Öffentliche Verwaltung und 
Clusterstrategien

Peter Bußjäger und Georg Keuschnigg

www.foederalismus.at



Ausgangslage

�‡Trotz digitaler Möglichkeiten pendeln Menschen zur Arbeit, nicht die Arbeit zu den 
Menschen

�‡Überhitzungen hier, Entleerungen dort
�‡Vielfach historische Gründe
�‡In der Vergangenheit Standortfrage untergeordnet

�‡Suche nach systemischer 
Vorgangsweise

�‡IFÖ-Forschungsschwerpunkt

www.foederalismus.at



Schritt 1: Der Bund und seine Dienststellen

�‡Vergleich Österreich : Deutschland : Schweiz
�‡Österreich: 65 von 68 Dienststellen haben Sitz in Wien
�‡Deutschland: 67 Dienststellen in 24 Städten
�‡Schweiz: 47 Dienststellen in 10 Städten (deutlich weniger 

Bundesdienststellen)





Schritt 2: Zahlen und Fakten

�‡Auftrag des Landwirtschaftsministeriums �t Kooperation Instit. 
Verwaltungsmanagement

�‡Sitz allein sagt nicht alles �t wo sitzen die Personen? �t Bezugsjahr 2014 
�‡Zentralverwaltung: 9.645
�‡Nachgeordnete Dienststellen:121.347
�‡Ausgelagerte Organisationen:102.154
�‡Gesamt: 233.146



Dienststellen mit Flächenbezug

�‡Top 3 nachgeordnete Dienststellen:
�‡Lehrerinnen und Lehrer 37.910
�‡Exekutive 27.913
�‡Militärischer Dienst 13.675

�‡Top 3 Ausgliederungen:
�‡ÖBB 40.710
�‡Universitäten 35.287
�‡Arbeitsmarktservice 5.287

�‡Ca. 40.000 Dienststellen kommen in Frage; Empfehlung: 10 % in 10 
Jahren



Schritt 3: Ökonomische Bewertung

�‡Kooperation mit GAW �t Institut für angewandte Wirtschaftsforschung
�‡Dezentralisierungspotenzial �t Annahme 36.500 Arbeitsplätze �t

�>�}�Z�v�l�}�•�š���v���î�U�ó���D�Œ���X���¦
�‡Faktor 1,4 bis 1,5 pro verlagertem Arbeitsplatz

�‡���Œ�Z�‚�Z�µ�v�P�����Œ�µ�š�š�}�Œ���P�]�}�v���o�‰�Œ�}���µ�l�š���í�U�ñ���D�Œ���X���¦
�‡�����]�š�Œ���P���>�}�Z�v�•�µ�u�u�����ò�õ�ï�U�ñ���D�Œ���X���¦
�‡Schaffung bzw. Sicherung von 17.876 Arbeitsplätzen



Schritt 4: Ermittlung der Vernetzung 
der Dienststellen
�‡Behördenleiterbefragungim Rahmen einer Studie im 

Auftrag der Tiroler Landesregierung
�‡67 Befragte, 40 Rückmeldungen
�‡Ziele: Ermittlung der Vernetzungsintensität �t

BürgerInnen, Stakeholder, Regierungskontakte
�‡Unbefriedigende Ergebnisse �t es liegen keine 

Aufzeichnungenvor! Projekt erforderlich.
�‡Zentral: Großes behördeninternes 

Vernetzungserfordernis

www.foederalismus.at



Segmentierung der Verwaltung

�‡Finnland: Ministerien 4.390 Arbeitsplätze, 166 Spezialbehörden mit 
72.025 Arbeitspl. (2017)

�‡Schweden: Ministerien 4.800 Arbeitsplätze (2008), 300 �t 350 
spezialisierte Behörden mit 230.000 Arbeitsplätzen

�‡EU: 45 Agenturen in 33 Ländern und 23 Städten



� �̂‰�µ�Œ���v�•�µ���Z���Y

�‡Hessische Finanzverwaltung:
�‡9 regionale Kompetenzzentren (statt 28 Finanzkassen)
�‡Übertragung der Zuständigkeit: Grunderwerbssteuer, Landwirtschaftliche 

Betriebsprüfung, Körperschaftssteuer in regionale Kompetenzzentren

�‡Bezirkshauptmannschaften in NÖ:
�‡Spezialisierung Standorten bei geringen Fallzahlen
�‡Bündelung von Leistungen �]�v���c�•���Z�Á�����Z���Œ���v�^���Z���P�]�}�v���v

�‡Südtirol �t Dezentralisierung zu Gemeinden:
�‡Übertragung bisheriger Landesagenden
�‡Stärkung der Gemeindestrukturen



Wie werden Standortentscheidungen 
getroffen?
�‡Beispiel Tirol: 

�‡Von 26 Landesbeteiligungen sitzen 20 in Innsbruck; nur jene mit lokalem 
Bezug haben Sitz außerhalb (Bp. Erler Festspiele, Osttirol Invest)

�‡Auch alle Neugründungen der jüngsten Zeit 
�‡VVT, Soziale Dienste GmbH (Flüchtlinge), Leitstelle, Außenstelle Bundesamt Asylwesen

�‡Digitalisierungsagentur des Bundes?



Entwicklung von Kriterien?

�‡EU hat für Ansiedlung der Agenturen Kriterien entwickelt
�‡Bußjäger für Verwaltung (u.a.):

�‡Sachverhaltsaufnahmen
�‡Struktur und Kontakte der Leistungsempfänger
�‡Synergien und Kontakte mit anderen Dienststellen

�‡Raumentwicklung verpflichtend berücksichtigen?



Abschließende Thesen

�‡Wissensgesellschaft: Regionale Antworten auf geänderte 
Qualifizierungsstruktur finden

�‡Digitalisierung: Raum neu denken �t Bp. Inntal
�‡Fragen: Was muss zusammenbleiben, was kann getrennt werden, was 

könnte neu zusammengefügtwerden?
�‡Bündelung von Kompetenz und Wissen



Denkansatz IFÖ: Öffentliche Cluster

�‡Öffentliche Hand gesamthaft denken: Bund, Länder, 
Gemeinden und Forschung

�‡Spezialisierung und Bündelung von Fachwissen
�‡Verwaltung mit Forschung, Ausbildung und 

operativen Einheiten verbinden
�‡Hebelwirkung für regionalen Standort

www.foederalismus.at



Fiktive Beispiele

�‡Kompetenzzentrum Pflege: Verwaltung, Forschungsinstitut, 
Ausbildung, Praxis (in Verbindung mit Bezirkskrankenhaus)

�‡Mobilitäts-Kompetenzzentrum: Verwaltung, 
Verkehrsverbund, Forschungsinstitut, Verkehrsplanungen von ÖBB und 
ASFINAG, BMVIT-Töchter Austria Tech und AIT (1.300 Mitarb.)

�‡Tourismus-Kompetenzzentrum: Verwaltung, 
Forschungsinstitut (Hinweis: Neues Schneeforschungsinstitut in Tirol), 
Tourismusfachschule bzw. Fachhochschule

www.foederalismus.at



Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit!

www.foederalismus.at



Föderalismus und Wettbewerbsfähigkeit

Prof. Dr. Dr. h.c. Lars P. Feld
Walter Eucken Institut, Universität Freiburg und 

Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

St. Pölten
26. Juni 2018



Wettbewerbsfähigkeit

�¾Wettbewerbsfähigkeit von Staaten als Ausfluss institutioneller 
Rahmenbedingungen

2014/15 2015/16 2016/17

Global Competitiveness Ranking (WEF) & World Competitiveness Scoreboard (IMD)



Wettbewerbsfähigkeit?

�¾Feld und Schaltegger (2017): Wirkung der Instrumente des 
Föderalismus auf Aspekte der Wettbewerbsfähigkeit 

Fragmentierung Dezentralisierung

Steuerwettbewerb Transferzahlungen

Anzahl und Grösse 
subnationaler 

Gebietskörperschaften

zwischenstaatliche 
Verteilung von Aufgaben 

und Zuständigkeiten 

Ausmass an subnationaler 
Autonomie und zwischen-
staatlichem Wettbewerb

Grad an 
zwischenstaatlicher 

Solidarität
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Effiziente Staatsführung II

Wirtschaftliche 
Entwicklung

Motivation

Ergebnis Vergleich

Verbesserte Wettbewerbs-
fähigkeit durch erhöhte 

Investitionen & Auslastung

Positive Wirkung der 
föderalen Wettbewerbs-

elemente

Bestätigung bestehender 
Ergebnisse



Wirtschaftliche Entwicklung
Datensatz

o Schweizer Kantone: 1980-2013

o Masse für wirtschaftliche Entwicklung: Wachstum des BIP und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit

o Föderalismusmasse: Einnahmen- und Ausgabendezentralisierung, 
Fragmentierung, Steuerwettbewerb, Kantonsanteile an 
Bundeseinnahmen, Finanzausgleichszahlungen vor/nach NFA

Methode

o Wirtschaftswachstum als Funktion von Arbeit, Humanvermögen und 
Sachkapital sowie von technologischem Fortschritt

o Föderale Institutionen für den technologischen Fortschritt bedeutsam

o z.B. durch eine effizientere Bereitstellung öffentlicher Güter



Wirtschaftliche EntwicklungErgebnisse der Untersuchung

Finanzausgleichs-
transfers vor und 

nach NFA

Wachstum und Leistungsfähigkeit
werden beeinträchtigt

Wachstum und Leistungsfähigkeit
werden gefördert

Kantonsanteile dBSt, 
Steuerwettbewerb



Wirtschaftliche Entwicklung
Kantonale Grenzabschöpfungsquoten 2017

Um wie viel erhöhen/reduzieren sich die Finanzausgleichszahlungen, 
wenn sich das Ressourcenpotenzial um CHF 100 erhöht?



Effizienz und Umverteilung: Ein Tradeoff
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Effizienz und Umverteilung: Ein Tradeoff

Ausgleichstarife im deutschen Finanzausgleich i.e.S. in den verschiedenen Perioden



Wirtschaftliche Entwicklung
Schlussfolgerungen

o Wettbewerbselemente beibehalten: Dezentralisierung der 
Einnahmen sollte mit Steuerwettbewerb einhergehen

o «Finanzausgleichsfallen» verhindern: Besteuerung von 
Innovationsgewinnen von bis zu 100% vermeiden

o Symmetrie zwischen Ausgaben und Einnahmen anstreben



Effiziente Staatsführung III

Effizienz der 
Verwaltungsführung

Motivation

Ergebnis Vergleich

Staatsstruktur beeinflusst 
Qualität der Verwaltung

Schweiz mit höchster 
Reaktionsrate der 

Regierungsvertreter

Erste Untersuchung dieser 
Art



Effizienz der Verwaltungsführung

Datensatz & experimentelles Design

o E-Mail an 1.000 Politiker in 4 Ländern erfolgreich zugestellt

o Anfrage durch Bürger/E-Mailadressen des jeweiligen Landes

o Anfrage variieren in 2 Dimensionen:
Dimension 1

Mit Rechtsgrundlage Ohne Rechtsgrundlage

D
im

en
si

on
 2 Bürger A1: Anfrage eines Bürgers mit 

Bezug auf Öffentlichkeitsgesetz
B1: Anfrage eines 

Bürgers

Wissen-
schaftler

A2: Anfrage eines Wissenschaftlers 
mit Bezug auf Öffentlichkeitsgesetz

B2: Anfrage eines 
Wissenschaftlers



Effizienz der Verwaltungsführung
Ergebnisse der Untersuchung
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Effizienz der Verwaltungsführung
Ergebnisse der Untersuchung

* = Effekt hinsichtlich Anfragedimension in beiden Ländern statistisch abgesichert
** = Effekt hinsichtlich Anfragedimension nur in der Schweiz statistisch abgesichert

+ = Differenz zwischen Anfragedimensionen innerhalb der Länder statistisch abgesichert
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Effizienz der Verwaltungsführung
Schlussfolgerungen

o Schweiz als Land mit besonders ausgeprägtem 
Wettbewerbsföderalismus, mit höchster Reaktionsrate der 
Regierungsvertreter

o Systematisch mehr Antworten auf Anfragen, die sich auf das 
Öffentlichkeitsgesetz beriefen oder von Bürgern gestellt 
wurden

o Wesentlicher Einfluss des Föderalismus zur Stärkung von 
Rechenschaftspflichten



(Um-)verteilungsdimension

Einkommens(um-)
verteilung

Motivation

Ergebnis Vergleich

Föderalismus als Erklärung 
für Unterschiede in 

Einkommensverteilung?

Tendenziell egalisierender 
Effekt föderaler Instrumente

Internationale 
Untersuchungen mit 

ähnlichen Ergebnissen



Einkommens(um-)verteilung
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Einkommens(um-)verteilung
Datensatz

o Schweizer Kantone: 1945-2012
o Masse für Einkommens(um-)verteilung

�‡Ungleichheit: Gini-Index und Top-Einkommensanteile vor und nach 
Steuern

�‡Umverteilung: Veränderung der Ungleichheitsmasse vom Vor- zum 
Nachsteuereinkommen

o Föderalismusmasse
�‡Einnahme- und Ausgabendezentralisierung, Fragmentierung, 

Steuerwettbewerb, Kantonsanteil an Bundeseinnahmen, 
Finanzausgleichszahlungen

�‡Interaktionsterm Dezentralisierung-Fragmentierung, um Effekte einer 
Kombination dieser Instrumente zu berücksichtigen



Einkommens(um-)verteilung
Ergebnisse der Untersuchung 

Dezentralisierung der 
Steuereinnahmen auf...

Fragmentierung auf...

Abschwächender Effekt von... 

Ungleichheit 
vor Steuern

Umverteilung
Ungleichheit 
nach Steuern

...bedingt  durchschnittliche 
kantonale Gemeindegrösse von..

...bedingt maximale lokale 
Einnahmeautonomie von... 

48% 71% 46%970 1065 935



Einkommens(um-)verteilung
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Einkommens(um-)verteilung
Schlussfolgerungen

o Effizient
Gleichmässigeres Verteilungsresultat ist Resultat einer 
gleichmässigeren Verteilung der Markteinkommen

o Bedingt effektiv
Kombinierte Wirkung von fiskalischer Dezentralisierung und 
Fragmentierung beeinträchtigt Effektivität des 
Umverteilungssystems 



Versicherungsschutz

Regionale Umverteilung 
und Stabilisierung

Motivation

Ergebnis Vergleich

Versicherungsschutz fiskal. 
Mechanismen gegen 

asymmetrische 
Konjunkturschwankungen

Umverteilungswirkung: 20% 
Stabilisierungswirkung: 10% 

Kredit- und Faktormärkte 
glätten Einkommen 

ebenfalls



Umverteilung und Stabilisierung
Datensatz

o Schweizer Kantone: 1993-2013
o Verfügbares Einkommen = kantonales Einkommen 

�� Einnahmen dBSt und Sozialversicherungsbeiträge (AHV, ALV)
Sozialversicherungstransfers (AHV, ALV) und Nettotransfers des Finanzausgleichs

Methode

verfügbares 
Einkommen

permanentes 
Einkommen

transitorisches 
Einkommen

Umverteilung Stabilisierung



Umverteilung und Stabilisierung
Ergebnisse der Untersuchung

o Umverteilungswirkung fiskalischer Mechanismen beträgt knapp 20%

o «Langfristige kantonale Einkommen von einem Franken unter 
nationalen Durschnitt werden durch fiskalische Mechanismen auf 80 
Rappen (unter dem nationalen Durchschnitt) reduziert.»
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Umverteilung in %

FA DBSt ALV AHV

__ =
 E

ffekt nicht statistisch abgesichert



Umverteilung und Stabilisierung
Ergebnisse der Untersuchung

o Stabilisierungswirkung fiskalischer Mechanismen beträgt 9%

o «Eine kurzfristige Reduktion des kantonalen Einkommens in der 
Höhe eines Schweizer Frankens resultiert in einer Reduktion des 
verfügbaren Einkommens von 90 Rappen.»

0 5 10 15 20

Stabilisierungin %

FA DBST ALV AHV

__ =
 E

ffekt nicht statistisch abgesichert



Schlussfolgerungen
oSchweizer Föderalismus stark durch Wettbewerbs-

elemente geprägt und durch solidarische Elemente 
(Finanzausgleich) ergänzt

oBisherige Evidenz zum Schweizer Föderalismus
�‡ Existenz Steuerwettbewerb

�‡ Ausgaben und Einnahmen sowie ihre Strukturen

�‡ Technische Effizienz

�‡ Lebenszufriedenheit und Sozialkapital

�‡ Steuerehrlichkeit und Schattenwirtschaft



Schlussfolgerungen
oBisher unterbelichtet: Wirkung des Schweizer 

Föderalismus auf
�‡ Direktinvestitionen

�‡ Wirtschaftswachstum

�‡ Effizienz der Regierungsführung

�‡ Regulierung

�‡ Einkommens(um-)verteilung

�‡ Regionale Risikoteilung und Stabilisierung

oErgebnisse dieser Studie dazu zeichnen ein überwiegend 
positives Bild des Schweizer Föderalismus



Wissenschaft und Forschung als 
Rückgrat der regionalen 
Entwicklung am Beispiel 

Niederösterreich



Entwicklung von Wissenschaft und 
Forschung in NÖ
�‡Vor über 25 Jahren war NÖ ein weißer Fleck auf der 

Wissenschaftslandkarte Österreichs.

�‡Dank einer politischen Schwerpunktsetzung, 
entwickelte sich NÖ in den letzten 20 Jahren zu einem 
national und international anerkannten 
Wissenschafts- und Forschungsstandort.

�‡1994 war das Jahr, in dem NÖs 
dynamische Entwicklung von Wissenschaft
und Forschung seinen Anfang nahm.

Eröffnung IFA Tulln

Gründung Donau-
Universität Krems



Ursachen für diese dynamische 
Entwicklung
�‡ Die Budgetmittel für Wissenschaft wurden seit 1996 mehr als 

verzwanzigfacht. Alleine seit 2011 wurden die Budgetmittel um ca. 25 
Millionen erhöht

�‡ Mit jährlichen Ausgaben von knapp 100 Millionen Euro für F&E 
liegen wir im Bundesländervergleich bereits auf dem geteilten 2. Platz

�‡ Wir werden bis 2020 über 900 Millionen Euro in wissenschaftliche 
Infrastruktur investiert haben 



Ausgaben des Bundeslandes Niederösterreich 
für Forschung 2011 bis 2018
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Ausgaben der Bundesländer für Forschung 
2012 bis 2018
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Geschaffene wissenschaftliche Infrastruktur in NÖ 
der letzten Jahre (Auszug)

IMC FH Krems

UFT Tulln

IST Austria 
Klosterneuburg

MedAustron
Wiener Neustadt

Karl Landsteiner 
Privatuniversität 



Regionale Entwicklung 
durch Wissenschaft und Forschung

�‡ Durch die Etablierung von 4 Technopolstandorten (Krems-Tulln-Wieselburg-
Wiener Neustadt) werden Forschungsschwerpunkte regional konzentriert und 
der Praxis zugänglich gemacht.

�‡ Exzellente Forschung wurde seit der Gründung des IST Austria 2009 am 
Standort Klosterneuburg maßgeblich ausgebaut.

�‡ Dezentrale  Forschungseinrichtungen wurden aufgewertet (Außenstellen der 
Wiener Universitäten, WasserCluster Lunz, CONRAD Observatorium, etc.). Ein 
Garant dafür, dass Forschung von Weltrang im ländlichen Raum möglich ist!

�‡ Bereits 21.650 Studierendenutzen das breite Studienangebot in 
Niederösterreich (Steigerung von über 150% seit 2005).

�‡ Wissenschaftsförderung für Wirtschaftsförderung: Über 11.500 Arbeitsplätze 
jährlich werden durch Investitionen in Wissenschaft und Forschung geschaffen 
und gesichert.



Technopolprogramm Niederösterreich

4 Technopolstandorte: Krems, Tulln, Wiener Neustadt und Wieselburg

�‡ Kooperation von Forschung �t Bildung �t Wirtschaft
�‡ Identifizierung, Initiierung und Begleitung von F&E-Projekten
�‡ Betriebsansiedlung und Start-ups im Technologiesektor 
�‡ Standortmarketing und PR
�‡ Finanziert durch EU-EFRE Mittel �t Laufzeit 2004 -2020



Das Technopolprogramm in Zahlen u. Fakten

�‡ 278 Forschungsprojekte �t mit rd. 404 Mio. Euro Projekt Volumen 
wurden Initiiert bzw. realisiert

�‡ 16 Infrastruktur Entwicklungsprojekte(TFZ) wurden seit 2004 realisiert 
mit einem Investitionsvolumen von 70,6 Mio. Euro

�‡ 1480 Forscherin Naturwissenschaften und Technik

�‡ Mehr als 890 hochqualifizierte Jobswurden durch das 
Technopolprogramm neu geschaffen

�‡ Technopol Krems :Fokus auf Gesundheitswissenschaften und 
Biotechnologie

�‡ Technopol Wr. Neustadt: Fokus auf Medizin-und 
Materialtechnologie

�‡ Technopol Tulln:Fokus auf Agrar-und Umweltbiotechnologie und 
verstärkt Bioinformatik (Studienlehrgang: Bio Data Science)

�‡ Technopol Wieselburg: Fokus auf Agrar-und 
Lebensmitteltechnologien, Bioenergie



MedAustron

Studentenheim

TFZ

FHRIZ

Technopol Wiener Neustadt



Valdos
pan

ZubauERBER AG

Beispiel: 
Technopol Tulln �±Infrastruktur - Forschungspartner



Institute of Science and Technology Austria 
(IST Austria) in Klosterneuburg

�‡ Forschungsinstitutmit Promotionsrecht, 
das sich der Grundlagenforschungin 
Naturwissenschaften und 
mathematischen Wissenschaften 
widmet.

�‡ bis 2026 investiert das Land NÖ rund �¦��
500 Mio.

�‡ 600 Mitarbeiter aus über 50 Nationen

�‡ 364 Forscherinnen und Forscher

�‡ bisher wurden insgesamt 38 ERC Grants
an das IST Austria vergeben 
(internationales Spitzenfeld!)



Studierende an tertiären Bildungseinrichtungen 
in NÖ seit 2005
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Maßnahmen zur Förderung von 
Wissenschaft und Forschung
�‡ Mit unserem Forschungs-, Technologie- und Innovationsprogramm 

Niederösterreich (FTI-Programm NÖ) werden bestehende Stärken weiter 
gestärkt und öffentliche Mittel von der Grundlagenforschung bis hin zur 
angewandten Forschung zielgerichtet eingesetzt

�‡ Mit Schwerpunkten auf Aus- und Weiterbildung sowie Bewusstseinsbildung 
soll Wissenschaft und Forschung insbesondere Kindern und Jugendlichen 
zugänglich gemacht werden

�‡ Durch gezielte Schwerpunktsetzungen, z.B. im Bereich der Digitalisierung 
(Neues FTI-�d�Z���u���v�(���o�����c�����š���v� �̂U���&�d�/-Calls zum Thema Digitalisierung, 
Digitalisierungsstrategie, Haus der Digitalisierung) werden Wissenschaft und 
Forschung in NÖ fit für die Zukunft gemacht. An der FH St. Pölten entwickelte 
sich in den letzten Jahren ein spezieller Forschungsschwerpunkt in den 
Bereichen IT-Security (Josef Ressel Zentrum) und Medien. 



FTI-Programm NÖ

�{ Natur- und Kulturräume   
verstehen, nutzen, erhalten

Natur              
Kultur 

Lebensqualität

�{ Leben in Gesundheit     
ermöglichen, sichern, verbessern

Ernährung  
Medizin 

Gesundheit

�{ Technologien für die Zukunft 
erforschen, gestalten, entwickeln

Technologie 
Fortschritt 
Wohlstand

Der inhaltliche Rahmen des FTI-Programms NÖ lässt sich in 
3 Stoßrichtungen darstellen:



Umsetzung des FTI-Programms NÖ

Geistes-, Sozial-und 
Kulturwissenschaften 

Medizintechnik und 
medizinische Biotechnologie

Lebens- und Futtermittelsicherheit 

Sammlungen Niederösterreich 

Ökosysteme-und 
Ökosystemdienstleistungen 

Wasser Materialien- und Oberflächen 

Fertigungs-und 
Automatisierungstechnik 

Nachwachsende Rohstoffe und
Bioenergie

Nachhaltige Landbewirtschaftung
und Produktionsoptimierung

Die 3 Stoßrichtungen werden in 10+1 Themenfeldernumgesetzt: 

1011011101
1011010001
0001010000

Daten



Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung
nach Ziel- und Altersgruppen



�‡ Forschungsfest im Palais Niederösterreich

�‡ Über 70 Forschungsstationen von niederösterreichischen 
Wissenschaftseinrichtungen und spannende Show-Acts

�‡ Alternierend zur Langen Nacht der Forschung (alle 2 Jahre)

�‡ Forschungsschiff MS Wissenschaft 

�‡ 17.10.-19.10. in Tulln  und 20.10.-22.10. in Krems
�‡ Innovative Ausstellung an Bord eines ehemaligen

Frachtschiffes zum Thema �carbeitswelten der zukunft�^

Forschungswochen Niederösterreich

�‡ Wissenschaftsgala Land Niederösterreich

�‡ 10.10. im Auditorium Grafenegg
�‡ Vergabe der NÖ Wissenschaftspreise
�‡ Fixer Bestandteil des niederösterreichischen Veranstaltungs-

kalenders mit über 800 TeilnehmerInnen jährlich



Hochschulstrategie Niederösterreich 2019-2025

Zentrale Themenbereiche

�‡Entwicklung der Studien- und Weiterbildungsangebote
Koordinierung/Information
�� Wachstum
�� Qualitätssicherung
�� Formate
�� Durchlässigkeit/Anrechnung

�‡Standortpolitik und Infrastruktur
�� Regionale Abstimmung und Bedarfskriterien

�‡Forschung
�� Wissenschaftsnachwuchs/Karrieremodelle/Calls

�‡Internationalisierung/Recruiting/Austausch
�‡Stipendiensysteme
�‡Wirtschaft/Schule/Tertiärbildung



Hochschulen in Niederösterreich

3
Privat-

universitäten

4
Fach-

hochschulen

3 
Theologische 
Hochschulen

1 
Universität für 
Weiterbildung

2 
Pädagogische 
Hochschulen



�•�µ�•���u�u���v�(���•�•���v���Y

�‡ Das Land NÖ entwickelte sich in den letzten 20 Jahren zu einem national und 
international anerkannten Wissenschafts- und Forschungsstandort

�‡ Wissenschaft und Forschung wird regional und thematisch konzentriert um 
Stärken zu stärken und wissenschaftliche Erkenntnisse der Praxis zugänglich 
zu machen

�‡ Mit gezielten Maßnahmen werden Wissenschaft und Forschung den 
Menschen und insbesondere der Jugend zugänglich gemacht

�‡ Durch gezielte Themenschwerpunkte (z.B.: Digitalisierung) werden 
Wissenschaft und Forschung fit für die Zukunft gemacht



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!



www.joanneum.at/life 

Dr. Franz Prettenthaler 

26. Juni 2018, St. Pölten 

 
 
 
 

Erfolgsfaktoren  der steirischen  
Forschungslandschaft  



2 

Konkretes Beispiel  
JR-LIFE :  Centre for Climate, Energy & Society  

Europaweit sichtbares Zentrum 
durch wissenschaftliche 
Exzellenz mit klarer 
gesellschaftlicher Mission: 

 
Stärkung der Resilienz ggü. 
Klima- und Wetterrisiken 
Übergang zu einer 
kohlenstoffarmen 
Wirtschaft/Gesellschaft mit einem 
zukunftsfähigen Energiesystem 
Koordination der Green Tech 
Research im Smart City Science 
Tower Graz – 1.100 
ForscherInnen 
Green Tech Cluster 200 
Unternehmen 
 

 



Forschung und Wirtschaft-Säulen für ein 
starkes Land 

F&E-Quote  5,14 %: Steiermark ist Österreichs Forschungsland 
Nummer 1 und zählt auch in Europa zur Spitze 
Erfolgsgeheimnis: hervorragende Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft 
Passiert in Clustern, Kompetenzzentren und Impulszentren 
55% der österr. Forscher an Technischen Universitäten befinden 
sich in der Steiermark 
7 von 10 österr. Firmen mit der höchsten F&E-Quote befinden sich 
in der Steiermark (NXP, AMS, Siemens, Infineon, Anton Paar, AVL, 
EPCOS) 
Joanneum Research, die 2.größte außeruniversitäre 
Forschungseinrichtung Österreichs mit rd. 450 Mitarbeitern.   
�Æ  Seit kurzem ist neben Kärnten auch das Burgenland an der 
Gesellschaft beteiligt. 

3 
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Forschungseinheiten  

7 
 Standorte  6 

 

Graz 
Klagenfurt 
Leoben 
Niklasdorf 
Weiz 
Wien 

Land Steiermark (80 
%) 

BABEG – Kärntner 
Betriebsansiedlungs- 

& 
Beteiligungsgesellsch

aft 
m.b.H. (15 %) 

Land Burgenland 

3 
Eigentümer 
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5 FACTS & FIGURES 
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rund  450 Mitarbeitende 

über  500 F&E-Projekte / Jahr 

rund    80% 
Selbst- 
finanzierungsgrad 

 rund    30% Auslandsanteil 

 7 Forschungseinheit
en 

6 Standorte 

17 Gesellschaftsrechtl
iche Beteiligungen 

 über 

40 
laufende EU-
Projekte  
(Horizon 2020 / FP 
7) 



7 Forschungseinheiten 

6 

MATERIALS Institut für Oberflächentechnologien und Photonik 

HEALTH Institut für Biomedizin und Gesundheitswissenschaften 

DIGITAL Institut für Informations- und Kommunikationstechnologien 

POLICIES Institut für Wirtschafts- und Innovationsforschung 

ROBOTICS Institut für Robotik und Mechatronik 

LIFE Zentrum für Klima, Energie und Gesellschaft 

COREMED Kooperatives Zentrum für Regenerative Medizin 

FACTS & FIGURES 

prm173
01 

1710 



7 Standorte 

Graz 

Wien 

Klagenfurt 

Weiz 

Niklasdorf 
Leoben 





F&E sichert hochqualifizierte Arbeitsplätze 

Die 9 steirischen Hochschulen beschäftigen 15.000 
MA 
Sind selbst der drittgrößte Arbeitgeber der Steiermark 
Wesentlicher inhaltlicher Motor für Kompetenzzentren 
60 % der Partner bei steirischen Forschungsprojekten 
kommen aus dem Ausland und steuern auch 
finanzielle Mittel bei 
Die steirische Wissenschafts- und 
Forschungslandschaft ist also international 
bedeutsam und durch ihre Arbeitsplätze regional 
wirksam  

9 



Starke Wirtschaft 
Ergebnisse dieser Spitzenforschung unterstützen Betriebe am 
Weltmarkt erfolgreich zu sein und tausende Arbeitsplätze in 
der Steiermark zu sichern 

Jedes Dritte Hightech-Produkt steht in einem Konnex mit der 
Steiermark 

Stmk hat Beschäftigungsrekorde bei gleichzeitig sinkender 
Arbeitslosigkeit 

2017 hatte Steiermark beste „Arbeitsmarktbilanz“ aller 
Bundesländer �Æ stärkster Rückgang der AL (-9,5% vor Tirol 
mit -8,7%) und stärkster Anstieg der Beschäftigung (+2,5% 
vor Tirol mit 2,45%) 

Bei der Arbeitslosigkeit war die Steiermark das erste 
Bundesland, in dem ein Rückgang zu verzeichnen war (Juli 
2016) 
 
 

10 



Bindeglied Cluster  
Die Cluster sind wichtiges Bindeglied zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft. Steiermark hat Vorreiterrolle seit Mitte der 90er Jahre und 
gilt als Land der Cluster 

ACstyria  Mobilitätscluster  ist als erster Cluster Europas über die 
österreichischen Grenzen hinaus bekannt als steirischer 
Automobilcluster 
Green Tech Cluster Styria , Fokus Green Energy, Green Building 
und Green Resources  ist bereits zwei Mal als weltbester Green 
Tech Cluster ausgezeichnet  
Human.technology  Styria  (HTS) zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der steirischen Unternehmen, Institutionen 
und wissenschaftlichen Einrichtungen im Bereich Humantechnologie 
Holzcluster HCS  zur Stärkung der holzverarbeitenden Betriebe des 
Holzlandes Steiermark 
Silicon Alps Cluster  (Gründung 2016): bereits 100 
Mitgliedsorganisationen im Bereich  Mikroelektronik. Erster 
bundesländerübergreifender Cluster>Vorreiterrolle.  
Creative Industries Styria , CIS Netzwerkorganisation für rd. 1000 
Unternehmen der steirischen Kreativwirtschaft 
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Impulszentren 
30 Impulszentren in der Steiermark, davon 10 im Eigentum des Landes, 6 mit 
Beteiligung des Landes, 14 ohne Landesbeteiligung 

93% durchschnittliche Auslastung 

Ca. 440 Unternehmen mit ca. 4.400 Mitarbeitern 

Beispiel ZWT – Zentrum für Wissens- und Technologietransfer in der Medizin  

Erstes österreichisches Technologie- und Forschungszentrum, das 
strukturell und organisatorisch vollständig in einen Universitätscampus 
integriert ist. 

8,000 m2 Labor- und Büroräumlichkeiten für Unternehmen, Spin-offs und 
Kooperative Forschung, zur industrie- und patientennahen Forschung  

Weltgrößte Biobank mit  über 7 Mio. humanbiologischen Proben  

Europäisches Headquarter für Biobanken (BBMRI) 

Neuer Campus für die Medizinische Universität Graz (Gesamtinvestitionen: 
€ 380 Mio.) in unmittelbarer Nachbarschaft der Universitätsklinik Graz – 
einem der größten Krankenhäuser Europas 

12 



COMET-Kompetenzzentren 
Aktuell ist die Steiermark an 25 von österreichweit 44 COMET-
Kompetenzzentren beteiligt, wovon 19 ihren Hauptsitz in der 
Steiermark haben  
Im Jahr 2017 waren knapp 1.400 Personen in den derzeit laufenden 
COMET-Zentren und Projekten beschäftigt – davon ca. 1.000 in der 
Steiermark. Frauenanteil: 35 Prozent. 
An den steirischen COMET-Zentren und Projekten sind über 100 
steirische Unternehmen und 20 steirische Forschungseinrichtungen 
beteiligt.  
Ergebnis der Kooperationen im Jahr 2017: 33 angemeldete Patente, 
ca. 200 vergebenen Lizenzen, ca. 1300 Publikationen und mehr als 
200 betreute wissenschaftlichen Arbeiten 
2019 könnten weitere Kompetenzzentren in der Steiermark 
hinzukommen: Bei der letzten Ausschreibung für neue K-Projekte 
haben 12 Konsortien mit steirischer Beteiligung eingereicht. Die 
Entscheidung über Zuschlag fällt im Juni 2018. 
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Ausblick 

Silicon Austria Labs  

In den nächsten Jahren entsteht in Graz das 
Hauptquartier eines neuen Spitzenforschungszentrums 
zur Mikroelektronik mit 300 Arbeitsplätzen 

Das bringt direkt neue Arbeitsplätze in der 
Spitzenforschung, indirekt zahlreiche neue Produkt-
innovationen 

Damit werden zwei der drei großen außeruniversitären 
Forschungszentren ihren Hauptsitz in der Steiermark 
haben (JR/SAL) 

14 



Auswirkung auf Brain Drain/Gain 15 



 
Danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

JOANNEUM RESEARCH 
Forschungsgesellschaft mbH 

LIFE – ZENTRUM FÜR KLIMA , 
ENERGIE UND GESELLSCHAFT  

Waagner-Biro -Straße 100, 8020 Graz 

+43 316 876-7600 

life@joanneum.at 

www.joanneum.at 
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Softwarepark Hagenberg 2018



Hagenberg �±die Perle des Mühlviertels





Das Alte in die Zukunft tragen



Am Anfang stand die Idee �«��I Schloss 
Hagenberg

2013

1987



Das erfolgskonzept

Smart Synergy

konzipiert, initiiert und geleitet von 
Prof. Bruno Buchberger als Spin-off der 
Johannes Kepler Universität Linz (JKU)

Univ.-Prof. Dr. Bruno Buchberger wurde 
am 14.09.2016 für seine "Lebensleistung" 
im Rahmen des 2. OÖ. Leistungspreises 
ausgezeichnet.



Softwarepark Hagenberg 2018



Smart Synergy
Eine kreative Spirale der Innovation -

wissenschaftlich, technologisch, wirtschaftlich.



Expertise



Forschungsinstitute
ausbildungseinrichtunge
n
unternehmen

Synergy of Competences





Zahlen & Fakten



Vom Papier-Projekt zum realen 
Softwarepark

1.232 Beschäftigte,

davon 400 aus der Region

26.800 m² Nutzfläche in 
Bürogebäuden



Unsere Zukunftsträger

1.682 Studierende

33 Innovative Coworking-
Plätze

789 Heimplätze für 
Studierende



Wir �±Softwarepark Hagenberg
Thematischer Schwerpunkt: Software

Forschung-Ausbildung-Wirtschaft

SWPH Management

Bestehendes Netzwerk/Community

Jahresthema mit Eventreihe und Networking-Events

Humanressourcen, Projekt-Algorithmus

CoworkingSpaces, Büroflächen, Bauland

Aktiver Austausch zwischen Studierenden, Start-ups,

Unternehmen, Forschungsinstituten und Ausbildungseinrichtungen

Zugang zu nationalen und internationalen Delegationen



Lange Nacht der Forschung



Softwarepark Hagenberg IT-
ExpertInnenreihe



Networking Events



Nationale und internatione Delegationen

Delegation ALPS - Austrian Leadership Programs, Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres



Der Softwarepark Hagenberg
wächst �Z�H�L�W�H�U���«

Ansiedlung von Firmen, Forschungsinstituten und Ausbildungseinrichtungen

neue Bürogebäude

Hotel

Infrastruktur

Ausbau des Netzwerks

Ausbau der Studiengänge und Programme für internationale Studierende

Forschungsprogramme

Ausbildungs-Hot-spot für IT ExpertInnen



Höchste Kompetenz durch 
softwarepark hagenberg-büro
Leitung



Softwarepark Hagenberg-Team

Dr. 
Sonja Mündl
Managerin

Rektor Univ.-Prof. Dr. 
Meinhard Lukas

Leiter

Christa Bergsmann
Koordinatorin

Magdalena Schöpf
Projektassistentin



Tätigkeitsfelder
Schnittstelle Forschung �t Ausbildung �t Wirtschaft

Abwicklung des Zentrumsbetriebes mit allen Dienstleistungen

Ansiedlungsmarketing, Akquisition und Ansiedlung von Betrieben für den SWPH

Koordination von Bietergemeinschaften und Förderprojekten

Regionale Standortentwicklung (in Kooperation mit der lokalen Gemeinde)

Strategische Planung und Weiterentwicklung SWPH

Nationale und internationale Kooperationen

Medien: Jährliches Softwarepark Hagenberg Magazin, Newsletter, weekly

Netzwerkveranstaltungen, Fachvorträge und Workshops (Jahresthema)

Nachwuchsförderung, Mitarbeiterschulungen



Spezielle Services für Studierende 
Nutzungdes internen Bewerbungsverteilers

(>75 Firmen und 10 Forschungsinstitute)

Softwarepark Führungfür Interessierte Studierende

Co-working-spaces

Networking-Events

Schnittstellezuden Firmenund Forschungsinstituten

Mitwirkung bei nationalenund internationalen Events 

(z.B. Präsentation von Projekten)



Spezielle Services für Start-ups 

Co-working-spaces

Pre-Seed-Accelerator Programm �t Softwarepark

Hagenberg in Kooperation mit tech2b und akostart

Integration in unser einzigartiges Netzwerk

(Forschung�t Ausbildung�t Wirtschaft)

Projektalgorithmus

Marketing



Kontakt

Softwarepark Hagenberg

Dr. Sonja Mündl

Managerin

Hauptstraße 90, 4232 Hagenberg

+43 7236 3343 404 I +43 664 8520906

sonja.muendl@softwarepark-hagenberg.com

www.softwarepark-hagenberg.com

Copyright Fotos: Softwarepark Hagenberg, FH OÖ - Frühmann, jijomathaidesigners/Shutterstock.com



Sal
Unfold the future

Die Silicon Austria Labs zu 
internationaler Exzellenz 
führen �t
die Erfolgsfaktoren

Thomas Lüftner, 
Silicon Austria Errichtungs GmbH



Silicon Austria Labs

138

�‡Research Center with own scientific personnel 
& lab infrastructure 

�‡Strenghtens innovations & scientific excellence 
in the Austrian EBS ecosystem

�‡Research topics driven by industrial demand & 
long-term scientific vision

�‡Approx. 350 �t 500 employees during ramp-up 
phase until 2023

�$�X�V�W�U�L�D�¶�V���Q�H�Z���5�H�V�H�D�U�F�K��Center for Electronic Based Systems (EBS)

Source: bmvit (2016): Electronic Based Systems. Die technologischen Helden der Zukunft. Zahlen, Daten und 
Fakten. https://www.bmvit.gv.at/service/publikationen/innovation/downloads/electronic_based_systems.pdf



Key Facts & FIgures
Shareholders 

�‡ 50.1 % Republic of Austria

�‡ 10 % State of Styria

�‡ 10 % State of Carinthia

�‡ 4.95 % State of Upper Austria

�‡ 24.95 % Industrial Association FEEI

Three Locations Graz, Villach, Linz

Financing & Company type

�‡ 140 Mio. Euro public funding until 2023

�‡ 140 Mio. Euro investment by industry partners

�‡ Public-Private-Partnership
139

Supported by



Vision & Mission

Vision -Unfold the Future

Silicon Austria Labs is a pioneer and top research center for 
���o�����š�Œ�}�v�]���������•�������^�Ç�•�š���u�•�����v�����•�š�Œ���v�P�š�Z���v�•�����µ�•�š�Œ�]���[�•���‰�}�•�]�š�]�}�v�����u�}�v�P��
the global technology leaders.

Mission -From Idea to Innovation

Silicon Austria Labs develops ideas and accelerates innovations in 
the fields of

System Integration
Smart Sensor Systems
RF Systems
Power Electronics

based on excellence in both, scientific research and collaborative 



Erfolgsfaktoren

�‡Kooperativer Mindset: 
Konkurrenz ist in Asien und Silicon Valley �t Nur 
gemeinsam können wir im internationalen Umfeld 
erfolgreich sein

�‡Schnelligkeit, Flexibilität und Arbeiten im Netzwerk

�‡Gemeinsames Ziel: 
Exzellenz und Wirksamkeit für Gesellschaft

141



Unfold the future
www.silicon-austria-labs.at

Kapitelbezeichnung 142



Digitalisierungsinitiativen des 
Bundes

SC Dr. Gerhard POPP



Digitale Transformation
�ƒ Erfasst alle Lebensbereiche

�ƒ Digitalisierungist politisches Querschnittsthema

�ƒ Ein koordiniertes Vorgehen von Politik, Verwaltung, 
Sozialpartnern, Wirtschaft, Wissenschaft, Forschung 
sowie der Zivilgesellschaft ist notwendig!

�ƒ Es eröffnen sich große Chancen

�ƒ Sichertden Wirtschaftsstandort Österreich

�ƒ Sichert den Wohlstand

�ƒ Sichert undschafft Arbeitsplätze

26.06.2018 144



Schwerpunkt Digitalisierung

�ƒ Regierungsprogramm mit digitaler 

Schwerpunktsetzung 

�ƒ Ein �c�v���µ���•�^���D�]�v�]�•�š���Œ�]�µ�u��(BMDW) mit 

Digitalisierungskompetenzen

�ƒ CDO-Task Force

�ƒ Digitalisierungsagentur 

�ƒ Leuchtturm-bzw. Digitalisierungs-projekte

26.06.2018 145



Digitalisierungsagent
ur

�¾ Plattform zur Koordination und 
Abstimmung

�¾ Vernetzt relevante Stakeholder
�¾ berät die Bundesregierung
�¾ Ein jährlicher Fortschrittsbericht

�¾ nationaler und internationaler 
Ansprechpartner

�¾ Gestaltet Dialog zwischen Wirtschaft, 
Gesellschaft und Verwaltung

�¾ greift relevante Ideen und Anliegen 
auf 

�¾ formuliert mit Stakeholdern
Umsetzungsprojekte

26.06.2018 146



CDO Task Force

�¾CDO Task Force, ein CDO pro Ministerium

�¾Identifizierenund Treiben von

Digitalisierungsprojekten 

�¾Koordination ressortübergreifender 

Digitalisierungsmaßnahmen

�¾Zielsetzungen: 

�ƒ Synergieeffekte 

�ƒ Konsolidierung

�ƒ Harmonisierung

�ƒ Sparpotenziale
26.06.208 147



Digitalisierungsstrategie�¾ Regierungsprogrammals Guidelinemit 
Schwerpunktsetzungen in den Bereichen:

�ƒ Innovation und Digitalisierung

�ƒ Wirtschaftsstandort und Entbürokratisierung

�ƒ Wissenschaft und Forschung

�ƒ Ausbildung und Weiterbildung

�ƒ Verwaltungsreform und Verfassung

�¾ Evaluierung relevanterMaßnahmen

�¾ Breite Diskussion der Ziele und Maßnahmen mit 
Stakeholdern

26.06.2018 148



Ziele
�¾ Verbesserungbestehender 

Rahmenbedingungen 

�¾ Förderungvon Innovation

�¾ Unterstützungder Wirtschaft bei der 
digitalen Transformation

�¾ Mobile Behördeninteraktion für 
BürgerInnen

�¾ Online-Sicherheitfür Wirtschaft und 
Gesellschaft sicher stellen

�¾ gesellschaftlichen Wandel positiv 
bewältigen

03.07.2018 149



Erste Umsetzungen
�¾ oesterreich.gv.at

�¾ Mobiler Babypoint -Start zur digitalen 
Umsetzung der 10 wichtigsten 
Behördengänge 

�¾ Data Once-Only

�¾ Elektronische Gründung

�¾ Elektronische Zustellung

�¾ Fit4Internet - Förderung digitaler Skills

�¾ Fit4Digital für �<�D�h�Z�•

�¾ Neue digitale Lehrberufe

26.06.2018 150



Digitalisierungsprioritäten 
Ratsvorsitz 2018

�¾ Digitaler Binnenmarkt
�ƒConnectivity - 5G Investitionen fördern

�ƒE-Commerce - Gewährleistung eins fairen und 
transparenten Online-Handels etc.

�¾ Digitalisierungsprogramme 
im Rahmen des EU Budgets 2021-27

�¾ Artificial Intelligence
�¾ Robotics
�¾ Blockchain
�¾ Skills
�¾ Von E-zum M-Government

26.06.2018 151



Danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung 
Erfahrungen und Perspektiven aus der Sicht der regionalen Entwicklung

Prof. Dr. Ines Härtel 

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Verwaltungs-, 
Europa-, Umwelt-, Agrar-und 
Ernährungswirtschaftsrecht

Konferenz des Instituts für Föderalismus

Verwaltung im digitalen Zeitalter: 
territoriale Dezentralisierung und 
ausgewogene Entwicklung

St. Pölten, 26.06.2018

Quelle: pixabayQuelle: pixabay



Vorzüge des Föderalismus

Prof. Dr. Ines Härtel 154

Dezentra-
lisierung

Raum-
gebundene 

Freiheit

Dezentra-
lisierung

Sub-
sidiarität

Best 
Practice

Labo-
ratorium

Inkre-
mentelle 
Politik

Partizi-
pation

Föderalismus



Föderale Kooperation

Prof. Dr. Ines Härtel 155

Digitaler Föderalismus

Koordination Kollaboration

KompetitionKompetenz

Technologische 
Entwicklung

Gesellschaftlich-
kulturelle 

Entwicklung

Globale Entwicklung

Europäische 
Entwicklung

Kooperation von 
Bund | Ländern | Kommunen



Zielbeschreibungen der Digitalpolitik der Bundesregierung

Prof. Dr. Ines Härtel 156

Digitale Agenda 2014-
2017

(wird ab 2018 
weiterentwickelt)

Digitale Strategie 2025

(Konkretisierungen)

Quelle: pixabay



Zielbeschreibungen der Digitalpolitik der Bundesregierung

Prof. Dr. Ines Härtel 157

Digitale 
Infrastrukturen

Digitale 
Wirtschaft & 

Digitales 
Arbeiten

Innovativer 
Staat

Digitale 
Lebenswelten in 
der Gesellschaft 

gestalten

Bildung, 
Forschung, 

Wissenschaft, 
Kultur, Medien

Sicherheit, 
Schutz und 

Vertrauen für 
Gesellschaft 

und Wirtschaft

Europäische | 
Internationale 
Dimension | 

Digitale Agenda

7 Handlungsfelder
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Einführung von Art. 91c GG als verfassungsrechtliche 

Grundlage des föderalen E-Government. 

(Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern)

2009

2010 Staatsvertrag zwischen den Bundesländern und dem 

Bund über die Errichtung des IT-Planungsrates
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E-Government-Gesetz des Bundes, 
zuletzt geändert: 2017

2013

E-Government-Gesetze der Bundesländer

�‡ Baden-Württemberg (2015), Bayern (2015), Berlin (2016), 

Bremen (2018), Hamburg (Transparenzgesetz: 2012), 

Mecklenburg-Vorpommern (2016), Nordrhein-Westfalen 

(2016), Saarland (2017), Sachsen (2014), Schleswig-Holstein 

(2009), Thüringen (2018 )

�‡ Entwürfe/Verfahren: Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, 

Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt
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2017 Art. 91c Abs. 5 GG: Weichenstellung zur Einrichtung des 
Portalverbundes

Onlinezugangsgesetz
�t Grundlage für Portalverbund

2018 EU-Datenschutzgrundverordnung
Bundesdatenschutzgesetz
Landesdatenschutzgesetze
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Weitere Rechtsakte

�‡ § 3a Verwaltungsverfahrensgesetz (2002): Ersatz der Schriftform 

durch elektronische Form

�‡ §§71a ff. VwVfG�W���c���]�v�Z���]�š�o�]���Z�����^�š���o�o���^���P���u�X�����µ�Œ�}�‰���]�•���Z���Œ��

DienstleistungsRL

�‡ Signaturgesetz

�‡ Personalausweisgesetz: Einführung des elektronischen 

Identitätsnachweises des neuen Personalausweises

�‡ De-Mail-Gesetz
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Quelle: prognos, 
Trendreport Digitaler Staat, 

2017, S. 13.
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Binnen-
Digitalisierung 
der Verwaltung

Externes E-
Government: 

Services

Externes 
Government: 
Regionales 
Co-Working
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Digitales Bürgerportal Portalverbund
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�‡Steuerungs-und 
Gestaltungsfunktion über 
Digitale Agenden des Bundes 
und der Länder

�‡Kooperativer Föderalismus 

Erweiterter Ansatz der 
Regionalentwicklung u. 
Standortpolitik Quelle: pixabay
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Initiativen auf Bundesebene mit 
regionaler Wirkung

Zum Beispiel:

12 Digital Hubs

Quelle: pixabay
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Baden-Württemberg (Förderprojekte)

�‡ �c�Z���P�]�}�v���o�������]�P�]�š���o�]�•�]���Œ�µ�v�P�•�Ì���v�š�Œ���v�^��

(10 regionale Digital Hubs)

�‡ �c���]�P�]�š���o����Zukunftskommune@bw�^

�‡ �c�^�š�����š�����µ�v�����'���u���]�v�����v���ð�X�ì�^

�‡ �c���]�P�]�š���o����Zukunftsdörfer@bw�^
Quelle: pixabay
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Quelle: pixabay
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Vollautomatisierte 
Verwaltungsverfahren

Chatbots

Künstliche Intelligenz

Distributed Ledger 
Technologien 
(Blockchain)

Was bringt die Zukunft?



Prof. Dr. Ines Härtel

Lehrstuhl für Öffentliches Recht, 
Verwaltungs-, Europa-, Umwelt-, 
Agrar- und Ernährungswirtschaftsrecht

eMail: 
ihaertel@europa-uni.de

Fragen und Anregungen bitte an

Europa-Universität Viadrina 
Frankfurt (Oder)
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